
naumonarchie in der westlichen Welt aufs schwerste diskreditiert hatte, im al­
ten Nordungarn zusammen. Der Vf. hält die Vorgänge bei der Anschlußdekla-
ration der Slowaken an den neuen Staat für ungeklärt. 

Wie schon ausgeführt, erfaßt die Arbeit Gogoláks die ideengeschichtliche Ent­
wicklung des slowakischen Nationalismus. Trotz gelegentlicher Hinweise auf 
die soziale Schichtung wird der gesellschaftsgeschichtliche Aspekt nur selten ge­
streift, obwohl der Vf. im Anhang auf die Statistik des Slowakentums eingeht. 
Sicherlich geben seine Erläuterungen zum Problem des „schwebenden Volks­
tums" manchen Hinweis. Auf die Beurteilung wirtschaftsgeschichtlicher Pro­
bleme, wie sie in der modernen ungarischen Fachliteratur vor allem erörtert 
werden, ist die Arbeit nicht angelegt. Als Leitfaden für eine Ideengeschichte des 
slowakischen Nationalismus wird sie gewiß willkommene Aufnahme finden. 

Fürth/Bay. H a r a l d B a c h m a n n 

Adalbert T oth, Parteien und Reichstagswahlen in Ungarn 1848—1892. 

Verlag R. Oldenbourg, München 1973, 383 S., Ln. DM 70.— (Südosteuropäische Arbei­
ten 70). 

Die Erforschung der Parteigeschichte der österreichisch-ungarischen Monar­
chie gehört seit langem zu den Desideraten der Historiographie und dies um 
so mehr, da die sozialgeschichtlich orientierten Untersuchungsmethoden in be­
deutendem Maß auf die Struktur der Unterschichten und deren Repräsenta­
tion in Wahlrecht und Volksvertretung eingestellt sind. Die Arbeit Toths, eine 
Dissertation aus der Schule Werner Conzes, stellt einen ersten — wohlgelun­
genen — Versuch dar, die Parteibildung im Königreich Ungarn seit 1848 (von 
1867 bis 1892 im Rahmen Transleithaniens) auf Grundlage ihrer Organisa­
tionsformen ab ovo zu verfolgen. Die methodischen Anregungen Theodor 
Schieders und vor allem Thomas Nipperdeys haben die Forsdiungsprinzipien 
und Zielsetzungen der sehr aufschlußreichen Dissertation fühlbar beeinflußt. 
— Der Vf. stützt sich zunächst auf genaue Untersuchungen zur Quellenlage. 
Es ist ihm gelungen, sämtliche Protokolle der drei ersten Reichstage (1848/49, 
1861, 1865/68) heranzuziehen und auch in der folgenden konstitutionellen Ära 
sämtliche Wahlvorgänge und Mandatsträger bis 1892 zu eruieren. Parallel lau­
fen seine Untersuchungen zur Frage der Tendenzen, die das ungarische Parteien­
system und die Parteiengeschichte des Landes mit dem europäischen Westen 
verbinden. Besonders auffällig wirkt die Tatsache, daß die freie Entwicklung 
der ungarischen ständischen Selbstverwaltung — wie in England — nie vom 
König eingeschränkt werden konnte. Die ungarische Gentry betrachtete die 
einzelnen Komitate daher stets als kleine Adelsrepubliken. Hinsichtlich der 
politischen Tendenzen im Parteiensystem Ungarns stellt der Vf. in seinen wahl-
soziologisch orientierten Recherchen eine ganz deutliche Trennung in Rechts 
und Links fest, wie sie auch in Frankreich in der géographie electorale erar­
beitet wurde. Mit vollem Recht weist er darauf hin, daß im vorindustriell or-
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ganisierten Ungarn „tendance á gauche" eine ganz andere Bedeutung hatte als 
im industriell weiter entwickelten Westen. Hervorzuheben wäre auch das Ka­
pitel, in dem die politische Willensbildung der nationalen Minderheiten im 
Reiche der Stephanskrone, die Parteientwicklung bei den Siebenbürger Deut­
schen, den Slowaken, Serben sowie Rumänen, eine recht ausführliche Behand­
lung erfährt. Die scharf oppositionelle Einstellung der nationalen Minderhei­
ten gegenüber den magyarischen Regierungsparteien hatte zur Folge, daß die 
Minoritäten während der ersten Jahrzehnte der Franz-Josef-Ära nur zeitweise 
parlamentarische Fraktionen bilden konnten. Außerparlamentarische Vereins­
tätigkeit und politische Kooperation mit den führenden magyarischen Gesin­
nungsparteien beherrschten die Bühne. In einem größeren Abschnitt arbeitet 
der Vf. die regionale parlamentarische Willensbildung in den einzelnen Land­
schaften Transleithaniens heraus und stützt sich dabei auf sorgfältige statisti­
sche und strukturelle Untersuchungen. In der Schlußbetrachtung wird auf die 
permanenten Zielsetzungen der staatsrechtlichen Partei Ungarns hingewiesen, 
auf die „Vollständigkeit des ungarischen Lebens", wie sie immer wieder propa­
giert wurde. Die alte Forderung nach einer nationalen ungarischen Armee er­
scheint wieder, der Kaiser Franz Joseph schließlich im Armeebefehl von Chlopy 
widersprach. Vf. muß zugeben, daß die staatspolitische Mentalität der Ungarn 
nicht frei von Intransigenz war. Auch führt er das Ende des alten ungarischen 
Staates nach dem Ersten Weltkrieg auf die mangelnde Anpassung des magyari­
schen Volkskörpers an die Idee und Realität des modernen Nationalstaates 
zurück. Die gründliche Arbeit wird, phänomenologisch betrachtet, einen wich­
tigen Beitrag für die Erforschung der inneren Geschichte der Doppelmonarchie 
liefern, deren Strukturkrise mehr und mehr vom Streben nach einem magyari­
schen Nationalstaat in Transleithanien beeinflußt wurde. 

Fürth/Bay. H a r a l d B a c h m a n n 

Diethild Harrington-Müller, Der Fortschrittsklub im Abgeordne­
tenhaus des österreichischen Reichsrats 1873—1910. 

Verlag Hermann Böhlaus Nachf. Wien-Köln-Graz 1972, 195 S., brosch. (Studien z. Ge­
schichte d. Österreichisch-Ungarischen Monarchie 11). 

Die vorliegende Studie behandelt ein Thema, das über die Problematik des Li­
beralismus in Österreich hinausgehend Interesse beanspruchen darf, untersucht 
sie doch die Organisation und Arbeitsweise einer politischen Gruppierung unter 
den Bedingungen eines Klassenwahlrechts. Die Verfasserin vermag sehr ein­
leuchtend darzulegen, daß auch in Österreich der Begriff der Partei noch sehr 
unscharf ist und jener organisatorischen Festigkeit ermangelt, die den heutigen 
politischen Parteien eignet; ebenso wird klar, daß das Klassenwahlrecht mit da­
zu beitrug, den Abgeordneten eine größere Flexibilität im praktischen politi­
schen Handeln zu sichern, wohingehend bekanntlich voll demokratisierte Par­
teien mehr dazu neigen, ihre Mandatsträger stärker an die Parteibasis zu binden, 
— bis hin zu der heute vertretenen extremen Forderung des imperativen Mandats. 
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